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Prof. Dr. Henning Radtke
Lösungsskizze zur Examensklausurenkurs im Strafrecht vom 1. Dezember 2006
A. Strafbarkeit des A

I. § 212 StGB

Nach dem Sachverhalt liegt eindeutig kein Tötungsvorsatz vor, weil A die Angestellte lediglich kurzzeitig betäuben wollte. Die Prüfung von § 212 StGB ist daher sogar verzichtbar.

II. §§ 249, 250 Abs. 1 Nr. 1 StGB

durch das Niederschlagen des Juweliers und seiner Angestellten sowie die anschließende Mitnahme der Beute.

1. Objektiver Tatbestand

· A hat unter Anwendung körperlicher Gewalt fremde bewegliche Sachen, nämlich wertvollen Schmuck, weggenommen, indem er diesen Schmuck in der mitgeführten Tasche verstaute und das Juweliergeschäft verließ.

· Die Qualifikation des § 250 Abs. 1 Nr. 1 StGB ist erfüllt, weil A eine scharfe Schusswaffe bei sich führt.

2. Subjektiver Tatbestand

Es fehlt jedoch der auf die Wegnahme bezogene Vorsatz bei A. Geht man mit der wohl noch immer überwiegenden Auffassung von einer Unterscheidung zwischen tatbestandausschließendem Einverständnis und rechtfertigender Einwilligung aus, so bestand auf der Grundlage dieser Differenzierung bei A die Vorstellung, der Juwelier sei mit der Wegnahme der Beute einverstanden. Wegen der Überzeugung vom dem die Wegnahme ausschließenden Einverständnis befand sich A im Tatbestandsirrtum (§ 16 StGB) und handelte ohne Wegnahmevorsatz. Das unerwartete Auftauchen der Angestellten ändert an der Vorstellung, mit Einverständnis des Gewahrsamsinhabers J zu handeln, nichts.
Hinweis: Da die Angestellte bereits während des Verstauens der Beute erscheint, liegen m.E. keine ausreichende Gründen vor, von einer im Zeitpunkt der Tötungshandlung vollendeten Wegnahme auszugehen und § 252 StGB auf diese (Nötigungs)Handlung anzuwenden. Die Wegnahme des Schmucks ist frühestens mit dem vollständigen Einpacken vollendet.

III. § 251 StGB

Es liegt kein vorsätzliches Grunddelikt vor, so dass § 251 StGB von vornherein nicht zur Anwendung gelangt.

IV. § 227 StGB

durch den aufgrund des Schusses eingetretenen Tod der Angestellten.

1. Der Schlag mit der Pistole bedeutet eine üble unangemessene Behandlung, die A vorsätzlich vorgenommen hat, so dass § 223 StGB und wegen des Einsatzes der Pistole als Schlaginstrument jedenfalls auch § 224 Abs. 1 Nr. 2 StGB vorliegen.

2. Der Tod der Angestellten beruht ursächlich auf der vorstehend genannten vorsätzlichen Körperverletzung

3. Spezifischer Gefahrzusammenhang (Unmittelbarkeitszusammenhang)

Nach allg. Ansicht ist bei § 227 StGB – wie bei den übrigen erfolgsqualifizierten Delikten – erforderlich, dass sich im qualifizierten Erfolg gerade die spezifische Gefahr des Grunddelikts verwirklicht haben muss (vgl. BGHSt 31, 98, Maiwald JuS 1984, 439). Für § 227 StGB ist allerdings umstritten, ob der Tod aus dem (angestrebten) Körperverletzungserfolg resultieren muss oder ob es genügt, dass die Körperverletzungshandlung die tödliche Folge verursacht hat (Nachw. zum Streitstand etwa bei MünchKommStGB/Hardtung § 227 Rn 8 ff.). Die Streitfrage ist hier von Belang, weil bereits der Schlag mit der Pistole als Körperverletzungshandlung zum Tod der Angestellten geführt hat. Im Wesentlichen lassen sich drei Ansichten unterscheiden (vgl. auch insoweit MünchKommStGB/Hardtung § 227 Rn 8 ff.):
a) § 227 greift nicht ein, wenn die tödliche Folge nicht durch den Körperverletzungserfolg eingetreten ist: (hier -).
b) für § 227 genügt die Ursächlichkeit der Körperverletzungshandlung (etwa BGHSt 31, 98 ff.)

c) § 227 greift lediglich ein, wenn der tödliche Erfolg, wäre er als direkte Folge der Körperverletzung eingetreten, dem Täter als vollendete Körperverletzungshandlung zurechenbar wäre, mithin keine wesentliche Abweichung vom vorgestellten Kausalverlauf vorläge. Angesichts der erheblich höheren Gefährlichkeit des Schusses in Relation zum Schlag wäre die Annahme einer wesentlichen Abweichung vertretbar.
4. Wenn der spezifische Gefahrzusammenhang bejaht worden ist, bieten objektive und subjektive Sorgfaltswidrigkeit in Bezug auf den Tod keine weiteren Schwierigkeiten. Der Schlag mit einer geladenen Schusswaffe ist hinsichtlich des Lebens des Opfers objektiv sorgfaltswidrig. Der eingetretene Erfolg ist zudem objektiv vorhersehbar, weil sich beim Einsatz einer Pistole als Schlaginstrument erfahrungsgemäß leicht ein Schlag lösen kann.

V. § 222 StGB
Selbst wenn § 227 StGB mangels spez. Gefahrzusammenhanges verneint worden war, ist jedenfalls aber § 222 gegeben. Wer § 227 StGB angenommen hat, kann sich bzgl. § 222 StGB auf eine Erwähnung in den Konkurrenzen beschränken.
VI. §§ 223, 224 Abs. 1 Nr. 2 StGB 

durch das Niederschlagen des Juweliers

1. Objektiv liegt eine gefährliche Körperverletzung (Pistole als gefährliches Werkzeug) vor.

2. Erlaubnistatbestandsirrtum

A geht allerdings von einer Einwilligung des Juweliers aus, so dass er sich – wenn wie herkömmlich von der rechtfertigenden Wirkung der Einwilligung ausgegangen wird – in einem Erlaubnistatbestandirrtum befindet und daher nach den verschiedenen Spielarten der eingeschränkten Schuldtheorie jedenfalls nicht wegen vorsätzlichen Delikts bestraft werden kann. Für die strenge Schuldtheorie hängt das Ergebnis (Schuldausschluss oder nicht; § 17 StGB) von der Vermeidbarkeit des Irrtum ab.
Zu einem vom Vorstehenden abweichenden Ergebnis kann man nur gelangen, wenn auf der Ebene der rechtlichen Wertung von einer trotz (angenommener) Einwilligung sittenwidrigen Tat ausgehen würde (§ 228 StGB). Selbst wenn tatsächlich eine Einwilligung des J vorläge, könnte A dann nicht gerechtfertigt sein. Eine solche Sittenwidrigkeit ließe sich hier im Hinblick auf die (vermeintliche) Vorbereitung einer Straftat (Betrug) in Betracht ziehen. Andererseits hat der BGH (NStZ 2004, 621 f.) die Anforderungen an die Annahme der Sittenwidrigkeit recht streng formuliert, so dass eher von einem Erlaubnistatbestandsirrtum ausgegangen werden sollte.

Hinweis: Wenn ein solcher Irrtum mit der Konsequenz des Ausschlusses von Vorsatzstrafe angenommen wird, ist die Anwendung von § 229 StGB zu prüfen. Die Sorgfaltswidrigkeit hängt letztlich davon ab, ob A für verpflichtet gehalten wird, J vor der Tat über dessen vermeintliche Zustimmung selbst zu befragen.

VII. §§ 263, 22, 23, 25 Abs. 2 StGB

dadurch, dass A durch den Überfall vermeintlich eine Voraussetzung für den angeblichen Betrug gegenüber der Versicherung des J schaffte.

Vollendeter Betrug kommt nicht in Betracht, weil es jedenfalls an einem Vermögensschaden der Versicherung fehlt; diese war nach dem Versicherungsvertrag und den entsprechenden AVB sowie den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen zur Leistung an J verpflichtet. Obliegenheitsverpflichtungen des J, die gemäß § 61 VVG zur Leistungsfreiheit der Versicherung führen könnten, liegen mangels Tatbeteiligung von J nicht vor.

1. Tatentschluss

a) A hatte Vorsatz bzgl. aller Merkmale des objektiven Tatbestandes insb. auch hinsichtlich des Vermögens. Nach seiner Vorstellung von der Tat sollte die Versicherungssumme an J ausgezahlt werden, obwohl – wegen der vermeintlichen Tatbeteiligung des J – die Versicherung gemäß § 61 VVG von ihrer Leistungspflicht frei geworden wäre und daher zur Zahlung an J nicht verpflichtet gewesen wäre. A handelte bzgl. der gesamten Schadenssumme jedenfalls auch in Drittbereicherungsabsicht zugunsten J.

b) Sehr zweifelhaft ist allerdings, ob der Tatentschluss des J auf eine mit B und J vorgenommene Begehung des Betruges gerichtet war, weil sich sein Tatbeitrag, nämlich die Ausführung des Raubes, sich im Vorbereitungsstadiums des Betruges (der Versuch des Betruges ggü. der Versicherung beginnt erst mit dem Absenden der Schadensmeldung) erschöpft und er auch nach seiner Vorstellung von der Tat keinerlei Einfluss auf oder wenigstens genauere Kenntnis von dem weiteren Ablauf des Geschehens hatte.
aa) BGHSt 40, 299 ff. hat dennoch unter Bezugnahme auf BGHR StGB § 25 Abs. 1 Mittäter 3 die Voraussetzungen mittäterschaftlicher Begehung bejaht. Es entspricht zwar der ständigen Rspr. des BGH, dass auch lediglich im Vorbereitungsstadium der Tat liegende Beiträge Mittäterschaft begründen können (Nachw. bei Radtke JuS 1994, 589, 591 Fn 23); jedoch ist grundsätzlich der die Mittäterschaft begründende Tatwille nur anzunehmen, wenn ein Mindestmaß an Tatherrschaft vorhanden ist (vgl. etwa BGH NStZ 1982, 27). Davon kann angesichts des bescheidenen „Beuteanteils“ und der völligen Unterordnung unter den von B vorgegebenen Tatplan sowie der Unkenntnis der Einzelheiten bzgl. des weiteren Vorgehens ggü. der Versicherung kaum die Rede sein. Da BGHSt 40, 299 ff. jedoch einen auf mittäterschaftliche Begehung gerichteten Tatentschluss angenommen hat, ist dies auch bei den Bearb. zu akzeptieren.
bb) Nach den verschiedenen Varianten der Tatherrschaftslehre (vgl. Schönke/Schröder/Cramer § 25 Rn 66) kommt mittäterschaftlicher Tatentschluss keinesfalls in Betracht. Selbst wenn Tatbeiträge im Vorbereitungsstadium mittäterschaftsbegründend sein können, gilt dies nur dann, wenn die mangelnde Beteiligung im Ausführungsstadium durch ein Plus an Tatherrschaft bzw. eines darauf gerichteten Willens im Planungsstadium ausgeglichen wird (ausf. Radtke JuS 1994, 589, 591); aus den o.g. Gründen fehlt es daran.

Anm.: Bei zutreffender Lösung handelt es sich in der Sache um versuchte Beihilfe, die nicht strafbar ist.

2. Unmittelbares Ansetzen

Selbst wenn mit der Lösung von BGHSt 40, 299 ff. von einem auf mittäterschaftlichen Betrug gerichteten Tatentschluss ausgegangen werden sollte, erscheint ein unmittelbares Ansetzen zu dem Betrug gegenüber der Versicherung zweifelhaft. Der Versuch beginnt in der hier vorliegenden Konstellation erst mit dem Einreichen der Schadensmeldung; diese ist zwar von J tatsächlich eingereicht worden, allerdings nicht aufgrund eines gemeinsam mit A und B gefassten Tatentschlusses.

a) Nach überwiegend vertretener Ansicht beginnt der Versuch bei mittäterschaftlicher Begehung, wenn auch nur einer der Mittäter entsprechend dem gemeinsamen Tatplan in das Ausführungsstadium der Arbeit eintritt (Nachw. bei BGHSt 40, 299, 301 f.).

b) Hier besteht die Besonderheit, dass es sich mangels Kenntnis und Mitwirkung des Versicherungsnehmers J notwendigerweise um einen untauglichen Versuch handelt. Für die Abgrenzung von Vorbereitung und Versuch soll es auf die Vorstellung des Täters von der Tauglichkeit der Handlung, die als unmittelbares Ansetzen zur Tatbestandsverwirklichung anzusehen ist, ankommen (vgl. BGHSt 40, 299, 302); m.a.W.: Fraglich ist, ob die tatsächlich erfolgte Schadensmeldung durch den lediglich aus der (irrtumsbehafteten) Sicht des A „Mittäters“ J als unmittelbares Ansetzen eines Mittäters entsprechend der sub a) genannten Gesamtlösung angesehen werden kann.
c) Diese Frage kann vertretbar in beide Richtungen beantwortet werden; die verschiedenen Strafsenate des BGH scheinen sie ebenfalls unterschiedlich zu lösen (vgl. BGHSt 40, 299, 302 f.). Entgegen der vorgenannten Entscheidung lässt sich die vom 2. Strafsenat (BGHSt 39, 236) vertretene Ansicht, die unter a) genannte Gesamtlösung gelte nur, wenn der ins Versuchsstadium eintretende (Schein-)Mittäter dies noch mit Tatausführungswillen tue, auch auf den hier vorliegenden Fall des von vornherein „untauglichen“ Mittäters übertragen.
Hinweis: Tatbestände wie §§ 239, 240 StGB durch das Niederschlagen des J sind für A auch im Hinblick auf eine mittelbare Täterschaft des B nicht zu erörtern, weil sie für diesen gesetzeskonkurrierend hinter §§ 240, 250 Abs. 1 Nr. 1 StGB zurücktreten. § 123 Abs.1 Alt. 1 StGB dürfte schon nach dem objektiven Tatbestand nicht verwirklicht sein, weil bei genereller Zutrittserlaubnis keine ausreichenden Anhaltspunkte für ein Abweichen vom üblichen äußeren Erscheinungsbild eines Kunden bei A vorliegen.
B. Strafbarkeit von B

I. §§ 249, 250 Abs. 1 Nr. 1, § 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB

Die Voraussetzungen mittelbarer Täterschaft liegen eindeutig vor; B setzt in Kenntnis aller Tatumstände aufgrund eines von ihm, B, hervorgerufenen Tatentschlusses den vorsatzlos handelnden A als Werkzeug zur Begehung der Tat ein.

II. §§ 251, 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB

im Hinblick auf den Tod der Angestellten

Wie unter B.I. erörtert ist Begehung des Grunddelikts in mittelbarer Täterschaft gegeben; ebenso liegt der spez. Gefahrzusammenhang vor, denn im Tod der Angestellten manifestiert sich gerade die Gefährlichkeit des Raubes. B hat in eigener Person auch objektiv und subjektiv leichtfertig in Bezug auf den Tod der Angestellten gehandelt., weil er den A mit einer gefährlichen Bewaffnung eine vermeintlich „abgekartete“ Tatbegehen lässt, ohne Vorkehrungen für das unerwartete Auftauchen von weiteren Personen getroffen zu haben.

Hinweis: Wenn §§ 251, 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB angenommen wird, braucht § 222 außerhalb der Konkurrenzen nicht erörtert zu werden.

III. § 224 Abs. 1 Nr. 2, § 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB
bzgl. des Niederschlagens von J eindeutig gegeben.

IV. §§ 263, 22, 23, § 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB
dadurch, dass J wegen des durch B geplanten Überfalls den Schaden durch seine Versicherung regulieren lässt.

M.E. besteht bereits kein auf Täuschung der Versicherung durch den möglichen „unvorsätzlichen“ Tatmittler J zielendes Handeln, weil J seiner Versicherung ausschließlich zutreffende Angaben über einen tatsächlichen Versicherungsfall macht.

V. § 263 StGB

gegenüber A zu dessen Lasten durch die unrichtigen Behauptungen über das Verhalten von J („gelinkt“)
Die Vermögensverfügung liegt in dem Verzicht auf den Erhalt der ausstehenden 10.000 €. Ob durch eine solche (mögliche) Verfügung ein Vermögensschaden eingetreten ist, hängt davon ab, ob eine nichtige Forderung als zum strafrechtlich geschützten Vermögen gehörend bewertet wird. Die Entscheidung kann in beide Richtungen getroffen werden. Um die Entscheidung herbeizuführen ist auf die verschiedenen Vermögensbegriffe einzugehen.

